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A	 Hinführung zum Thema

Historisch gewachsen teilt sich die ärztliche und zahnärztliche Versorgung in 
Deutschland in eine ambulante und eine stationäre Versorgung von Patienten auf. 
Während die ambulante Versorgung primär von Ärzten und Zahnärzten in entspre-
chenden Arzt- und Zahnarztpraxen erbracht wird, erfolgt die stationäre Versorgung 
in Krankenhäusern und Rehabilitations- und Vorsorgeeinrichtungen. Zur ambu-
lanten Versorgung gesetzlich versicherter Patienten ist insofern grundsätzlich eine 
Zulassung erforderlich. Liegt eine solche vor, sind Ärzte und Zahnärzte als soge-
nannte Vertragsärzte und Vertragszahnärzte1 berechtigt und verpflichtet, die (zahn)
ärztliche Behandlung im Rahmen und unter den Voraussetzungen sowie Pflichten 
der gesetzlichen Krankenversicherung zu erbringen.

Historisches Leitbild der ambulanten vertrags(zahn)ärztlichen Versorgung 
war vor dem Hintergrund des (zahn)ärztlichen Berufsrechts stets der persönlich 
verantwortliche, freiberuflich niedergelassene (Zahn-)Arzt.2 Nicht zuletzt seit dem 
Jahr 2004 und der Einführung des medizinischen Versorgungszentrums (MVZ)3 
als weitere Kooperations- und Organisationsform vertrags(zahn)ärztlicher Leis-
tungserbringung durch das GKV-Modernisierungsgesetz4 änderte sich dieses 

1	 Im Folgenden wird, sofern für beide Versorgungsbereiche relevant, vereinfacht von 
Vertrags(zahn)ärzten bzw. vertrags(zahn)ärztlicher Versorgung gesprochen.

2	 Siehe etwa § 32 Abs. 1 Satz 1 Ärzte-ZV/Zahnärzte-ZV.
3	 Obwohl sich der Gesetzgeber mit der Zulassung medizinischer Versorgungszentren 

durch das GMG in der amtlichen Fassung für deren Kleinschreibung entschieden 
hat, wird teilweise die Großschreibung bevorzugt. Als Beispiel sei etwa § 4 Abs. 1 
BMV-Ä genannt, welcher in S. 1 die Klein-, aber in S. 2 die Großschreibung zugrun-
de legt. Vgl. hierzu eingehend und m. w. N. F.-J. Dahm, Medizinische Versorgungs-
zentren: Groß gehandelt, aber klein geschrieben, in: ZMGR 2005, S. 56 (56 f.).

4	 Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Moderni-
sierungsgesetz – GMG) vom 14.11.2003, BGBl. I. S. 2190.
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Leitbild grundlegend. Seitdem können nicht nur selbstständige (Zahn-)Ärzte5 in 
eigener Praxis, sondern auch institutionelle Leistungserbringer an der ambulan-
ten vertrags(zahn)ärztlichen Versorgung teilnehmen. Damit wurde der ambulante 
Versorgungsbereich für alle am System der gesetzlichen Krankenversicherung teil-
nehmenden Leistungserbringer, beispielsweise zugelassene Krankenhäuser, Apo-
theken oder Sanitätshäuser, geöffnet. Gleichzeitig konnten auch erstmals medizini-
sche Einrichtungen, deren Inhaber nicht ausschließlich Ärzte oder Zahnärzte sind, 
am ambulanten Versorgungsmarkt partizipieren. Mithin öffnete sich der ambulante 
Gesundheitsmarkt für versorgungsfremde Investoren.

Diese Entwicklung versuchte der Gesetzgeber in der Folgezeit durch ver-
schiedene Gesetzesänderungen einzuschränken und durch Zugangsregelungen für 
bestimmte Leistungserbringer wieder rückgängig zu machen. Einschneidend wa-
ren insofern die Änderungen durch das GKV-Versorgungsstrukturgesetz6, das vor 
allem den Kreis möglicher Gründer von medizinischen Versorgungszentren ein-
schränkte und damit den ursprünglich möglichen Zugang für alle Leistungserbrin-
ger zum ambulanten Versorgungsmarkt für bestimmte von diesen wieder aufhob. 
Vordringliches Ziel war es fortan, den Zugang der mit ausschließlichem Kapitalin-
teresse agierenden Investoren zum ambulanten Versorgungsmarkt zu verhindern.7 
Während eine Beteiligung berufsfremder Investoren an entsprechenden Einrich-
tungen im stationären Bereich aufgrund der dort gesetzlich vorgesehenen Träger-
vielfalt nach § 1 Abs. 2 S. 1 KHG ohne weiteres möglich war und ist, versuchte der 
Gesetzgeber auf dem ambulanten Gesundheitsmarkt, Fremdinvestoren von einer 
entsprechenden Beteiligung fernzuhalten. Diesen Entwicklungen immanent war 
eine fortwährende Kontroverse über Fremdinvestoren und deren Beteiligungen 
auf dem deutschen Gesundheitsmarkt an sich, deren Einfluss auf das System der 

5	 Soweit wegen der besseren Lesbarkeit und auch im Hinblick auf die sprachliche 
Gestaltung der sozialrechtlichen Normen und Rechtsprechung in dieser Arbeit die 
männliche Form verwendet wird, gelten die Ausführungen selbstverständlich für 
Personen jedes Geschlechts.

6	 Gesetz zur Verbesserung der Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV-Versorgungsstrukturgesetz – GKV-VStG) vom 22.12.2011, BGBl. I. 
S. 2983.

7	 BT-Drucks. 17/6906 vom 5.9.2011, S. 70.
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gesetzlichen Krankenversicherung und die damit einhergehenden positiven oder 
negativen Folgen für die ambulante Versorgung der Patienten.

Nachdem die Bundesregierung die Entwicklungen der Übernahmen von me-
dizinischen Versorgungszentren durch Finanzinvestoren zunächst lediglich weiter 
beobachten wollte8, hat der Gesetzgeber nunmehr mit dem Terminservice- und 
Versorgungsgesetz9 einen nächsten und weitergehenden Versuch unternommen, 
versorgungsfremde Investoren vom vertragszahnärztlichen Markt fernzuhalten. 
Im regulatorischen Gesamtzusammenhang ist dabei sowohl aufgrund seiner Re-
gelungssystematik als auch wegen der zielgerichteten Einschränkung nur eines 
Leistungserbringertyps – zugelassene Krankenhäuser – auf nur einem von zwei 
ambulanten Versorgungsmärkten – Vertragszahnarztmarkt – die Neuregelung in 
§ 95 Abs. 1b SGB V herauszustellen. Unter anderem dürfen Krankenhäuser danach 
zahnmedizinische Versorgungszentren nur noch in Abhängigkeit des jeweiligen 
Versorgungsgrades im Planungsbereich gründen. Der Gesetzesbegründung zu-
folge soll mit dieser Regelung ausgemachten „Konzentrationsprozessen“ im ver-
tragszahnärztlichen Versorgungsbereich entgegengewirkt werden.10 Hintergrund 
ist die Befürchtung des Gesetzgebers, dass wegen des Anstiegs von Gründungen 
und Käufen von Zahnarztpraxen, an denen große Investorengesellschaften beteiligt 
sind, negative Auswirkungen auf die Vielfalt der vertragszahnärztlichen Leistungs-
erbringer sowie auf den zukunftssicheren Erhalt einer flächendeckenden und vor 
allem qualitativen zahnmedizinischen Patientenversorgung zu erwarten seien.11 
Insofern würde vor allem die renditeorientierte Ausrichtung der Behandlungen 
in Versorgungseinrichtungen, an denen Fremdinvestoren beteiligt sind, die zahn-
ärztliche Unabhängigkeit und damit die Qualität der vertragszahnärztlichen Ver-
sorgung gefährden.12

Vor diesem Hintergrund ist Ziel der Untersuchung, die gesetzgeberischen Ein-
schätzungen und Prognosen hinsichtlich dieser Gefahren, die von zahnmedizini-
schen Versorgungseinrichtungen ausgehen sollen, an denen versorgungsfremde 

8	 BT-Drucks. 19/5386 vom 29.10.2018, S. 2 ff.
9	 Gesetz für schnellere Termine und bessere Versorgung (Terminservice- und Versor-

gungsgesetz – TSVG) vom 6.5.2019, BGBl. I. S. 646.
10	 BT-Drucks. 19/8351 vom 13.3.2019, S. 187.
11	 BT-Drucks. 19/8351 vom 13.3.2019, S. 187.
12	 BT-Drucks. 19/8351 vom 13.3.2019, S. 187 f.
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Investoren beteiligt sind, unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten zu über-
prüfen. Dabei ordnet die vorliegende Arbeit die durch das TSVG eingeführten, den 
Bereich der vertragszahnärztlichen Versorgung betreffenden Regelungen in das 
System der gesetzlichen Krankenversicherung ein und prüft schwerpunktmäßig 
deren Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz. Im Rahmen der verfassungsrechtlichen 
Prüfung wird vor allem der Frage nachgegangen, ob die durch Einführung der me-
dizinischen Versorgungszentren erfolgte Neuausrichtung der Versorgungsstruktur 
durch Beteiligungen versorgungsfremder Dritter, wie insbesondere Investorenge-
sellschaften, an der vertrags(zahn)ärztlichen Versorgung zu einer Gefährdung der 
zahnärztlichen Unabhängigkeit, der Patientengesundheit und damit letztlich der 
freiberuflichen zahnärztlichen Tätigkeit als solche führen kann. Entscheidend bei 
der Beantwortung dieser Frage wird sein, ob darüber hinaus – sollte die gesetzgebe-
rische Annahme einer entsprechenden Gefährdung zutreffend sein – Regelungen, 
die den Zugang für nur bestimmte Leistungserbringer zum Versorgungsmarkt be-
schränken, überhaupt geeignete Mittel sind, den intendierten Gesetzeszweck zu er-
reichen, oder ob bereits vorhandene Regelungen ausreichen bzw. solche auf ande-
ren Ebenen – etwa der Binnenorganisation der jeweiligen Versorgungseinrichtung 
– eher die bezweckte Gefahrenabwehr garantieren würden.

Die Bewertung erfolgt dabei im Kontext eines erkannten Wandels des ambu-
lanten Gesundheitsbereichs. Denn neben dem demographischen Wandel und dem 
zahnmedizinischen Fortschritt sieht sich auch der vertragszahnärztliche Versor-
gungsmarkt mit dem sich gesamtgesellschaftlich vollziehenden Prozess der Urbani-
sierung konfrontiert.13 So zieht es der Großteil junger Zahnärzte vor, in urbanisier-
ten, städtischen Regionen zu arbeiten, wobei mehrheitlich die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf als das entscheidende Kriterium bei der Wahl der zahnärztlichen 
Berufsausübung gilt.14 Damit einher geht ein Anstieg der Zahl der Zahnärzte, die 
regelmäßig nicht mehr selbstständig, sondern vielmehr in der Form einer abhän-
gigen Beschäftigung an der vertragszahnärztlichen Versorgung teilnehmen.15 Nicht 

13	 BT-Drucks. 18/1940 vom 26.6.2014, S. 349.
14	 N. Kettler/D. Klingenberger, Was junge Zahnärzte heute wollen. IDZ-Studie zum 

Berufsbild, ZM 2016, S. 2918 (2921).
15	 KZBV (Hrsg.), Jahrbuch 2020, S. 159 f., https://www.kzbv.de/printprodukte-bestel-

len. 
500.de.html (28.4.2021).
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zuletzt auf diese Entwicklungen und Vorstellungen der vor allem jungen Zahnärzte-
schaft muss auch die vertragszahnärztliche Regulierung eine Antwort finden, will 
sie die flächendeckende Versorgung gesetzlich krankenversicherter Patienten auch 
zukünftig sicherstellen.

B	 Gang der Untersuchung

In ihrem ersten Kapitel ordnet die Arbeit den „Investor“ als zentralen Begriff der ge-
setzgeberischen Ausführungen in dem Bereich der vertragszahnärztlichen Gesetz-
gebung ein. Anschließend wird im Überblick das Geschäftsmodell der vornehmlich 
im Gesundheitssektor auftretenden Fremdinvestoren, sog. Private-Equity-Gesell-
schaften, skizziert. 

Im zweiten Kapitel werden knapp die Grundlagen des Systems der gesetzli-
chen Krankenversicherung sowie die Grundzüge der vertragszahnärztlichen Bezie-
hungen mitsamt ihren zulassungs- und bedarfsplanungsrechtlichen Aspekten dar-
gestellt. Lediglich summarisch erfolgt in diesem Zusammenhang die Einordnung 
der berufsrechtlichen Vorgaben für Zahnärzte. Obgleich die problematische Wech-
selwirkung zwischen primär landesrechtlichem Berufs- und bundesrechtlichem So-
zialversicherungsrecht viele grundlegende Fragen in Bezug auf die Regulierungs-
systematik des ambulanten zahnärztlichen Bereichs aufwirft, wird den vielfältigen 
Problemstellungen, die sich etwa schon aus Fragen der Gesetzgebungskompetenz 
und unter Wesentlichkeitsaspekten aufdrängen, nicht weiter nachgegangen. Der 
ambulanten vertragszahnärztlichen Versorgung durch verschiedene Teilnahmefor-
men widmet sich die Arbeit sodann im folgenden Abschnitt. Im Rahmen dessen 
steht das zahnmedizinische Versorgungszentrum als Organisationsform im Mittel-
punkt der Abhandlung, da ausschließlich darüber eine Beteiligung von nichtzahn-
ärztlichen Fremdkapitalgebern möglich ist und hier auch die Regulierung durch 
das TSVG ansetzt. Dabei wird entsprechend den Neuregelungen des TSVG vor 
allem die Gründung von zahnmedizinischen Versorgungszentren untersucht. Ein-
zelne Besonderheiten der Zulassung bleiben insoweit außer Betracht, es sei denn, 
dies erscheint für das Verständnis erforderlich.

Das dritte Kapitel der Arbeit geht der Frage nach, wie versorgungsfremde In-
vestoren einen Zugang zum ambulanten vertragszahnärztlichen Markt erhalten 
können und warum diesen zur Verwirklichung ihrer Vorstellung – Aufbau einer 
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zahnmedizinischen Kette – lediglich der Weg über ein MVZ offensteht. Dabei wer-
den die verschiedenen denkbaren Optionen und Beteiligungsmöglichkeiten unter-
sucht und deren Grenzen aufgezeigt. In einem nächsten Schritt wird an die Vorge-
hensweise der Investorengesellschaften angeknüpft und zunächst der Gründertyp 
„Krankenhaus“ im Sinne von § 95 SGB V erörtert, bevor im Weiteren die drei Stu-
fen des Investorenmodells unter Nennung von Beispielen analysiert werden.

Im vierten Kapitel werden die Neuregelungen des § 95 Abs. 1b SGB V aus-
führlich besprochen. Dabei erfolgt neben der Darstellung der Norm und Veran-
schaulichung mit relevanten Beispielen auch eine entsprechende Auslegung der 
Bezugnahme in § 95 Abs. 1b SGB V auf den dort angesprochenen Versorgungsan-
teil. Genannt werden außerdem die mit der Regelung verfolgten Ziele und gesetz-
geberischen Absichten. Schließlich wird ein Vergleich des Gründertyps Kranken-
haus mit den anderen in § 95 Abs. 1a SGB V genannten MVZ-gründungsbefugten 
Leistungserbringern auf dem zahnärztlichen Markt gezogen. Die bekannten tat-
sächlichen Auswirkungen der Norm seit deren Inkrafttreten werden am Ende des 
Kapitels dargestellt.

In ihrem fünften Kapitel nimmt die Arbeit die die Investorentätigkeiten ein-
schränkenden Regelungen des TSVG in den Blick. Aufgrund seiner gezielten Be-
schränkung ausschließlich für den zahnärztlichen Bereich und der damit hohen 
Bedeutung für die vertragszahnärztliche Versorgung bildet die Prüfung der verfas-
sungsrechtlichen Vereinbarkeit von § 95 Abs. 1b SGB V den Schwerpunkt dieser 
Arbeit. Hierbei liegt der Kern der verfassungsrechtlichen Prüfung auf der Verein-
barkeit von § 95 Abs. 1b SGB V mit den Grundrechten aus Art. 12 Abs. 1 GG sowie 
Art. 3 Abs. 1 GG. Daneben wird auch die weitere Neuregelung in § 95 Abs. 1 S. 2 
SGB V einer verfassungsrechtlichen Prüfung unterzogen. Im Rahmen des fünften 
Kapitels wird insbesondere der Frage nachgegangen, ob der Gesetzgeber – beab-
sichtigt oder nicht – die mit Implementierung der medizinischen Versorgungszen-
tren erfolgte Ausrichtung der ambulanten medizinischen Versorgung an liberale-
ren Wirtschaftssektoren berechtigterweise wieder rückgängig machen und sowohl 
einzelnen Leistungserbringern als auch mittelbar versorgungsfremden Dritten die 
unbeschränkte Möglichkeit nehmen durfte, einen direkten Zugang zum vertrags-
zahnärztlichen Markt zu erhalten. Entscheidendes Gewicht bei der Bewertung wird 
der gesetzgeberischen Einschätzung beigemessen, ob die Prognose hinsichtlich der 
Gefahren, die von Versorgungseinrichtungen mit Investorenbeteiligung ausgehen 
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sollen, den verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine hinreichende Rechtferti-
gung für die weitreichenden Beschränkungen insbesondere für einzelne Leistungs-
erbringer auf dem vertragszahnärztlichen Markt genügt.

Das sechste Kapitel bewertet unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten 
die bestehenden, insbesondere durch das GKV-VStG angepassten Regelungen hin-
sichtlich des Ausschlusses einzelner Leistungserbringer von der MVZ-Gründungs-
befugnis sowie mit Blick auf den auch nicht durch das TSVG geänderten Numerus 
clausus der Rechtsformen für das MVZ.

Im letzten, siebten Kapitel folgt schließlich ein Blick auf das den Regelungen 
in § 95 Abs. 1a, b SGB V möglicherweise entgegenstehende Europarecht. Am Ende 
erfolgt ein Ausblick, verbunden mit Anregungen und einer Zusammenfassung der 
wesentlichen Ergebnisse der gesamten Arbeit.
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